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überdie Konßerenzeitzung des Landtages vom 15. Juni 1944 

ibginn vormittags 9 Uhr. 

Anwesend deg. Chef Dr. Hoop, Dr. Vogt, Reg. Rat Hasler und die 

Referenten Direktor C. Wartmann und Dr. Soherrer. 

Abwesnend der Abg. Franz Eberle, 

2räsident begrüsst die Herren Abgeordneten und insbesondere die 

Herren Heferenten dabkt ihnen für Entgegenkomnen der Uebernahmo 

der grossen Arbeit der Vorbereitung der Angleichung der liecht. 

Gehalte an die st. gallische Gehlatsskala und die Einreihung der 

Beamtenschaft und ersucht, Dir. Wartmann über ihre Arbeit zu re- 

ferieren. 

Direktor Wartmann dankt für die ehrenvolle Berufung, die er als 

renner liechtensteinischer Vetihältniaselaubte annehmen zu miis- 

sen. Er habe es für vorteilhaft gefundun, noch einen Fachmann aus 

dem Xt. StÄ, Gal: len beizuziehen in der Person des Herrn Dr, Scher- 

rer. Sie hätten sich einlässlich in Vaduz über die Arbeit d�r ein- 

zelnen Beamtungen orientiert und auch die Personalverbände ge- 

hört, Was sie nun vorschlagen, sei wohl nicht ein Evangelium. Sie 

hätten gefunden, dass die Gehalte der liecht. Beamtenschaft bedeu- 

tend niedriger seien, ala die in St. Gallen und dass ein bedeuten- 

der Lupf getan werden müsse gegenüber den Gehalten von 19389 

Es sei aber sehr wichtig, dass die -beamten anständig leben kön- 

nen, sie seien Diener des Staates und sie sollten ohne Nebenbe- 

schäftigung leben köninen. Die vorgesehene Gehaltserhöhung habe 

aber nichts zu tun mit der '` euerungszulage, die noch dazu komme 

und die gemäss eines Landtagsbeschlusses sich jeweils nach den 

schweizerischen Verhältnissen richte. Die Teuerungszulagen sei- 

en nur ein Teil dessen, was die Teuerung durch die Kriegaverhält- 

niese ausmache, Es müsse ein jeder -eamter einen Teil der Teuerung 

überdies selbst tragen, Sie s eien dafür, dass man die loo%ige 

et. gallische Teuerungszulage für die liecht. Beaxatenschaft aus- 

schütte, Sie hätten sich hier korrigieren müseen, /'7 
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Auf Grund eingehender Erhebungen habe er feststellen müe®en, dass 

bei uns die Teuerung gleicht hoch sei, wie im Kt. St. Gallen und 

der ä'ebenekostenindex bewege sich auf gleicher Höhe. Beziig- 

lich der Kinderzulage würden sie empfehlen, dieselbe bis zum 

16. Jahre zu bezahlen. Die Gesamtausgabe betrage rund Fr. 7o, o0©. - 

die verantwortet werden könne und worüber es wohl keine Dis- 

kussion mehr geben könne. 

Was die 2ensionssaxhe betrdife, müsse zuerst noch ein Gutach- 

ten abgewartet werden und dann könne auch diese Sache der Ver- 

siehe ungskasse in die Hand genommen werden. Sie glauben aber 

vorschlagen zu sollen, daes man die Gehaltserhöhungen rückwirkend 

auf den 1. J, nner 1944 bis 1.7,44 nicht ausbezahlt , sondern ge- 

samthaft in die Versicherungskasse einlegt. 

Ein besonderer P. ýnkt sei die Behördenbesoldung. Die Mitglieder 

der xegierung hätten natürlich nicht die leiseste Anregung ge- 

macht, aber sie seien unter sich zur Ansicht gekommen, dass man 

auch hier eine Angleichung an die et. gallischen Verhältnisse 

mache, Die Herren Abgeordneten dürften sich nicht stossen an 

den neuen Gehältern, die überdies noch sehr bescheiden seiend 

Für sie sei die vorgesehene Erhöhung der Gehälter der '*ehör- 

denmthtglieder eine "' elbstveretändliohkei t. Sie seien die Reprä- 

sentanten XM)dikbffl des Staates. Auch sollten den Öehördenmit- 

gliedern die Repräsentationskosten vom Staata getragen werden. 

Bisher habe wohl jedes Behördenmitglied jährlich ziemlich viel 

im Repräsentationswege in seinen eigenen Beutel greifen müssen. 

Es sei bedentungsvoll, wie man die Magistratspersonen bezahle. Sie 

seien für die Geschicke des Landes verantwortlich, für die Volks- 

wohlfahrt, die Rechtssicherheit und die Anabh'ingigkeit des Landes, 

Es dürfe nicht soweit kommen, dass man auch nur im leisesten 

diskutiere über den gemachten Vorschiitg. »s Vorschlag sei noch 

in bescheidener Höhe, Sie hätten sollen schon lange ao sein und 

ein Yergleioh von 1914 und heute zeige, daas damals bedeutend 

besser bezahlt worden ist. 

Auch dürfe allgemein die Kaufkraft der 'geamtenschaft nicht über- 

sehen werden, es sei ein wesentlicher Faktor in der Wirtschaft 

T-.... a., o, Das GÖILd bleibe ja im Lande, ft 
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Sie möchten sehr empfehlen �die Angleichung XMM im 

Vorgeschlagenem Sinn anzunehmen. Es belaste den Staat nicht 

äbermäseig und der Staat müsse ein vorbildlicher Arbeitgeber 

Bein. 

Präsid, 
jnt dankt dem Herrn Dir. Wartmann für seine Ausführungen 

und ersucht Herrn Dr. Scherrer, aeine Bemerkungen beizufügen. 

Dr-acherrer: Der Landtagsbeschluss laute ganz einfaehJ, aber die 

Durchführung habe sich nicht so einfach erwieeen, da Liechtenstein 

U der Kt. St. Gallen ve-schiedene Staataweeen aeien. Die Funk- 

tionen von einzelnen Staatsorganen seien ganz verechieden. Lieah- 

tenstein habe auch Beammte, die es in St. Gallen, nicht gebe. Kurzum 

die ganze Struktur sei in Liechtenstein eine ganz andere als in 

St. Gallen. Sie hatten vorerst müssen, die einzelnen Jeamtungen 
1. 

in Liechtenstein werten und hätten eine Besoldungsordnung mit 

12 Klassen geschaffen, Die Amtsbezeichnungen seien allgemein4er 

gehalten als bisher. 

Er geht sodann auf die Klassifizierung an Hand des der äegie 

rung vorgelegten Exposes ein. 

l. Gehalteklasse. Sie seien dazu gekomýnen, zu verneinen, dass der 

Regierungssekretär mit dem 5t, gallischen Staatsachreiber zu ver- 

gleichen aei, Dieser habe einedurchaus gehobenere Stellung und 

habe beratende Stimme im Regierungsrat, 

2. Besoldungsklasse. Man könnte sich fragen, ob nicht der Landee- 

techniker gleichgestellt werden sollte dem KantonsingenieureIn- 

bezug auf die Vielgestaltigkeit könnte man das glatken, aber die 

Bildungsvoraussetzungen sind nicht zu vergleichen mit einem Kan- 

tinsingenieur. Sie haben alle die ETH hinter sich und einen um- 

fassenden Apparat zur Verfugung, Hier sind die Verhältnisse we- 

sentlich reduzierter. Wir glaubten, de Landestechniker mit einem 

Adjunkten gleichzusetzen. 

Len Landrichterstellvertre ter haben wir verglichen mit einem Un- 

tersuchungsriohter der Sta%dt St. Gallen und das dürfte richtig 

sein. 

III. Klasse. Sie hätten den Revlledr gleichgestellt mit dem Finanztý, 

rev&eor in St. Gallen. 

IV, K18213e, Wir haben den yandeakae enverwalter gleiahgeetellt mit : 43 
dem Buchhalterkassier I. K]ß. sse in St. Gallen. ün8erer Stsatskaeeen-t 
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verwalten verwalte ein weit höheres Wertschriftenvermögen, 

er habe einen Bestand von 12 Mitarbeitern etz. etz. 5ie hätte, 

den Eindruck gehabt, dass der J'andeskassenverwalter nthht diene 

massgebende Stellung einnehme, da ja auch der Umsatz bei weitem 

nicht so gross sei. 

L. Besoldungs1lasse. Dan seien Kanzleiadjunkte, die hMohsten Kanz- 

leibeamten�die selbständig arbeiten miissen. 

Sie hätten sich nachträglich noch damit einverstanden erklärt, 

dass auch Gabriel Nägele in diese Klasse aufgenommen werde in 

seiner Eigenschaft als Stellvertreter des Landeskassenverwalters. 

Bezüglich des Mareel Sele, der nicht einverstanden sei, aei zn 

sagen, dass in St, Gallen ein Grundbuchinspektor sei, einen Grund- 

buchführer kenne man nicht, daa werde in den Gemeint en b sorgt. 

Die vorgeschlagene 'ýesoldung des "rundbuohführers ist eher über 
4 .» 

der 'esoldung dew (`rundbuchführerh der Gemeinden und über dem 

Kantonsdurchschnitt besoldet, eo dass man sagen kann, dass er 

gut bezahlt iei. Die Grundbuchführer in St. Gallen müssten gewis- 

se Vorbedingungen erfüllen, sie müssten die Grundbuchführerprü- 

fung ablegen und das sei keine einfache Geschichte. Mit Rück- 

sicht darauf hätten Sie gefunden, dass die jetzige Einreihung die 

richtige sei. 

Ein besondere Fall bilde auch Herr Xaver Frick. Er wolle einem 

Gerichtsach reiber gleichgestellt werden. Dae sei aber von vorne- 

herein absolut von der Hand zu weisen. Es seien dies in der Schweiz 

nur ganz qualifizierte Juristen. Sie hätten beratende Stimme bei 
des 

GerichtjM M Nach gründlicher Prüfung loh Vorbringendes Herrn 

Frick seien sie zum Schluss gekomr]en, daas die jetzige Einrei- 

hung nach allen Kanten hin die richtige sei. 

Bezüglich der beiden Lehrer an der Wandeaschule in Vaduz glauben 

sie vorschlagen zu sollen, diesen eine Bildungszulage von Fra. lSbo. - 
je zukomrzen zu lassen, Sie verfpgten über eine Bildung, die über 

das hinausgehe. was man von einem Seoundarlehre: " in der Schweiz 

verlange. 

Sie empfehlen im allgemeinen, die Klassifikation an zu bel aasen 

und die 80 zu genehmigen. 
rräsident dankt dem Herrn Dr, Scherrer für die eingehenden Darlegun- 
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gen. Es sind weitgehende Brechnungen und Unterlagen beigezogen 

worden und die ganze Sache stützt sich auch "achlichkeit urd 

Verantwortlichkeit, 

Nachdem eine Stellungnahme zu den Referaten nicht genommen 

Wird, verabachieden sich die beiden Herren Referenten. Der Land 

zieht sich ins Konferenzzimmer zurück. 

Dr.. Schädler stellt den Antrag, die Behandlung des Gegenatandee 
einatimmi 

zu verschleben, da 98 noch verdaut werden miiese. Iie wird ý..... ýý. -.. - esehio8-" 

een, die nächste Sitzung zur aehandlung dieses Gegenetandet auf 

den 27. Juni 1944 festzulegen. 

II. Einbürperung 'verin Chärmant mit 2 Kindern in der 

Gemeinde Eschen. 

Nach $enntnisnahme der Gesacheunte Hagen stimmt der Landtag 

einstimmig der Aä} nahm e des Bürgerrechtewerbera unter den Be- 

dingungen zu, dass 1. gemäss Antrag vorn Abg. Seln die 1'rs. 5000. - 

in den Alteraversicherungefond gelegt werden, 2. dio Gemeinde 

Eschen den Betrag zur achaffung eines Vorflutere verwendet und 

dass 3ader Bürgerreohtewerberf freiwillig und bewusät in einem 

Revers sich verpfliehtet, den Anwaltsberuf in Liechtenstein niemals 

ausz: uüben. Der Einbürgerungsfall soll also befürwortend dem Fürs- 

ten nach Behandlung durch die Gemeinde Eschen vorgelegt worden. 

III. Subventions esuoh des Heinrich Wolfinger, Balzers für eine 

neue Dreschmaschine. 

Der Landtag bewilligt 3o% der Anschaffungskosten abzüglich der 

Ertrages aus d'ým Verkauf der alten Dreschmaschine, sofern daf6tr 

noch etaa gelöst wird. 

IJ. Gesuch der Genossenschaft Ruggell um eine Sunbvention an 

die Kosten einer neuen Dreschmaschine. 

Nachdem ein Gesuch nicht vorliegt, glaubt der Landtag, auf die 

Behandlung nicht eingehen zu aollen. Es müsse zuerst einbezüg- 

liches Gesuch gestellt werden. 

Sele stellt den Antreg, das Existettlmimimum für die Kinder- 

zulage in die Höhe setzt und die vollen 70,000. - auszubezahlen. 

1)ý. 3ahjdler Stellt den Antrag, die 

'tegierung soll ermächtigt werden, die äaehe von ihr aua0 zu regeln 

und gewisse Härteßälle zu berückeichtigen. welcker Antrag eir. atim- 

mig angenommen wird. 4 
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2.31er ist nicht ganz befriedigt über gewisse' Pttlle in der 
4EO1viering 

des Land jahrea. Die Regierung sollte von oben herab 

dafür sorgen, daes die ärmsten der Armen wieder Beschäftigung 

finden. Er erwähnt einen Fall in dir Presta, wo der Bu"sche au. s 

einer armen Pamilie nicht mehr eingestellt worden sei. Hier 

Sollte die Regierung energisch auftreten. 

ee$e unterstItzt Biinger. 

Schluaa der Sitzung 12 1/4 Uhr. 
aaam ffi a ýý aam a= =a m== =m C= R C=ý==== S 9== CCa 
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